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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Kerstin Celina, Thomas Gehring, Ulrike Gote, 
Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Ulrich Leiner, Chris-
tine Kamm, Margarete Bause und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Konkrete Pläne zur Sicherung der Geburtshilfe 
durch Hebammen in Bayern vorlegen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag 
einen Zeitplan mit konkreten Maßnahmen zur Verbes-
serung der Situation der Hebammen und der Geburts-
hilfe vorzulegen und dabei die Ergebnisse der Ge-
spräche des Runden Tisches zur Geburtshilfe-Ver-
sorgung in Bayern am 9. Mai 2017 und der mit den 
Hebammenverbänden anlässlich des Hebammenta-
ges am 5. Mai 2017 einzubeziehen. 

 

 

Begründung: 

Die Situation in Bayern ist gekennzeichnet durch er-
freulich hohe Geburtenzahlen, aber auch durch regio-
nal große Unterschiede in der Versorgung durch Heb-
ammen. 

Schwangere und Familien müssen sich auf eine gute 
Betreuung rund um die Geburt verlassen können. Der 
Hebammenberuf muss so attraktiv werden, dass jun-
ge Menschen ihn gern ergreifen und nicht vorzeitig 
aussteigen. Hebammen sind derzeit aufgrund der be-
vorstehenden Schiedsverhandlungen am 19. Mai 2017 
inzwischen stark verunsichert. Seit Sommer 2016 ver-
handeln Hebammenvertreter und der Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen um die Vergütung der frei-
beruflichen Hebammen. Eine Einigung konnte bisher 
nicht erzielt werden. Ohne Verbesserungen der Rah-
menbedingungen und einer angemessenen Vergütung 
der Hebammen wird sich die Versorgung der schwan-
geren Frauen sowie die angespannte Lage in der 
klinischen Geburtshilfe weiter verschärfen. 

Die Schließung von Krankenhausabteilungen in Bay-
ern hatte zuletzt auch für öffentliche Debatten und 

eine Verunsicherung von Schwangeren gesorgt. Es 
kommen derzeit so viele Kinder im Freistaat zur Welt 
wie seit 15 Jahren nicht mehr. Der erfreuliche Trend 
gilt auch für die Landeshauptstadt – noch nie wurden 
in München so viele Kinder geboren wie im Jahr 2016: 
18.107 Geburten in München im Jahr 2016, das sind 
ca. 900 Geburten mehr als 2015 und ein Zuwachs von 
5,6 Prozent. Trotz steigender Geburtenrate in Bayern 
schließen aber vor allem im ländlichen Raum viele 
Geburtshilfestationen; die Zahl der Betten geht zu-
rück. Dies bedeutet längere Anreise der Schwangeren 
in eine Geburtsklinik sowie auch die Überlastung der 
Kliniken in den Ballungsräumen. Es kommt immer 
wieder vor, dass Hebammen mehrere Geburten gleich-
zeitig betreuen müssen. Der Hebammenmangel macht 
sich vielerorts bereits jetzt bemerkbar – für Geburtshil-
feabteilungen, die keine Hebammen finden können 
sowie auch für Frauen, und dies bereits während der 
Schwangerschaft und dann bei der Geburt. All das 
bedeutet Stress – für die Frauen und Familien ebenso 
wie für die Hebammen. Gute Beratung und Wahlfrei-
heit bleiben häufig auf der Strecke. Auch die Nachfra-
ge nach der aufsuchenden Wochenbettbetreuung über-
steigt regelmäßig das Angebot bei Weitem, hier ist 
insbesondere die Landeshauptstadt München als 
„Brennpunkt“ bekannt. 

Hebammen brauchen gute Arbeitsbedingungen und 
eine angemessene Bezahlung. Außerdem müssen 
dringend Weichen für die derzeitige Sicherstellung der 
Geburtshilfe-Versorgung sowie auch für die zukünftige 
Versorgungsstruktur gestellt werden. Am Dienstag, 
den 9. Mai 2017 findet auf Einladung von Staatsminis-
terin Melanie Huml ein nichtöffentlicher Runder Tisch 
zur Geburtshilfe-Versorgung und zum Hebammen-
mangel in Bayern statt. Es sind Vertreter des Bayeri-
schen Hebammen Landesverbands, der Landesärzte-
kammer, der Kassenärztlichen Vereinigung, der Kran-
kenhausgesellschaft, der Arbeitsgemeinschaft der 
Krankenkassenverbände sowie des Landkreis-, des 
Bezirke-, des Städte- und des Gemeindetages einge-
laden. 

Um angemessene Versorgung der Schwangeren – 
außerklinisch und klinisch – schaffen zu können, 
muss jetzt gehandelt werden und Maßnahmen getrof-
fen werden, die die Versorgung mit geburtshilflichen 
Leistungen durch Hebammen in Bayern flächende-
ckend sicherstellen. 

 


